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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Finanzplan des Bundes 1973 bis 1977 

hier: Stellungnahme des Bundesrates sowie Gegenäußerung der 
Bundesregierung 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Der Bundesrat bedauert, daß wie bereits in den 
vergangenen Jahren auch in diesem Jahr eine 
vorherige Abstimmung der Finanzplanung des 
Bundes mit denen der Länder nicht stattgefunden 
hat; damit ist eine Koordinierung im Rahmen des 
öffentlichen Gesamthaushalts erneut unterblie- 
ben. 

Wenn der Bund nunmehr für seinen Bereich im 
Zeitraum 1975 bis 1977 eine jährliche Steige- 
rungsrate von 8,5 v. H., also bereits mehr als die 
dem Finanzplan zugrunde gelegte Steigerungs- 
rate des Bruttosozialprodukts (8,1 v. H.) in An- 
spruch nimmt, so bedeutet dies angesichts der 
unterschiedlichen Aufgabenstruktur der drei 
Ebenen und des daraus folgenden zwangsläufig 
höheren Ausgabenwachstums bei Ländern und 
Gemeinden, daß sich für den öffentlichen Gesamt- 
haushalt eine höhere Steigerungsrate ergibt als 
von der Bundesregierung unter den derzeitigen 
gesamtwirtschaftlichen Perspektiven für vertret- 
bar gehalten wird. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung verweist darauf, daß sich der 
Finanzplanungsrat am 27. Juni 1973 mit der Aus- 
gabengestaltung der Gebietskörperschaften befaßt 
hat. Ein Vorschlag des Bundesministers der Finanzen 
zur Zuwachsrate des öffentlichen Gesamthaushalts 
1974 wurde mehrheitlich angenommen, eine einhel- 
lige Empfehlung des Finanzplanungsrates ist jedoch 
nicht zustande gekommen. 

Für seinen Bereich hat der Bund mit 10,5 v. H. 1974 
und 8,5 v. H. für 1975 bis 1977 eine gesamtwirtschaft- 
lich vertretbare Zuwachsrate vorgesehen. Die Bun- 
desregierung ist der Auffassung, daß damit Ländern 
und Gemeinden ein ausreichender Spielraum im 
Rahmen des öffentlichen Gesamthaushalts zur Ver- 
fügung steht. Ob und inwieweit der Bund in .der 
Lage sein wird, eine zu seinen Lasten gehende Diffe- 
renzierung weiter aufrechtzuerhalten, hängt von der 
weiteren Entwicklung ab. 
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Stellungnahme des Bundesrates 

2. Der Bundesrat weist darauf hin, daß im Finanz- 
plan die Steigerungsrate von 8,5 v. H. für das 
Jahr 1975 der Umstellung der EG-Finanzierung 
(Ersetzung der Finanzbeiträge durch eigene Ein- 
nahmen) nicht Rechnung trägt. Damit ergibt sich 
effektiv ein höherer Ausgabenzuwachs, als es die 
formale Steigerungsrate zum Ausdruck bringt. 
Insoweit wird im Jahre 1975 das bereits unter 
Nummer 1 aufgezeigte Problem für den öffent- 
lichen Gesamthaushalt zusätzlich verschärft. 

3. Der Finanzplan geht von der zum 31. Dezember 
1973 auslaufenden Regelung des Beteiligungsver- 
hältnisses an der Umsatzsteuer aus. Der Bundes- 
rat erwartet, daß das Ergebnis der Verhandlungen 
zwischen den Regierungschefs von Bund und Län- 
dern über die Neuregelung der Umsatzsteuer- 
verteilung (einschließlich Bundesergänzungszu- 
weisungen) bei der nächsten Fortschreibung der 
Finanzplanung berücksichtigt wird. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

Mit der vollständigen Umstellung der EG-Finanzie- 
rung kommt ein bereits im Jahre 1971 begonnener 
Prozeß zum Abschluß. Die Übersichtlichkeit der 
öffentlichen Haushalte würde verlorengehen, wenn 
bei Entlastungen auf der Ausgabenseit^ jeweils 
methodische Umrechnungen vorgenommen würden. 
Die Bundesregierung kann daher der Ansicht des 
Bundesrates nicht zustiipmen. 


Die Bundesregierung hat in der Gegenäußerung zum 
Haushaltsentwurf 1974 (Einzelplan 60) ausgeführt, 
daß die Neuregelung des Beteiligungsverhältnisses 
an der Umsatzsteuer irti Haushaltsentwurf 1974 durch 
das weitere Gesetzgebungsverfahren berücksichtigt 
werden wird. Das gilt entsprechend für die Fort- 
schreibung des Finanzplans. 
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